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Allgemeine Einkaufsbedingungen  
der O.E.M. Tec GmbH 
Stand: 1.09.2023 
 
 
 
I. Geltungsbereich 
 

1. Die vorliegenden Allgemeinen Einkaufsbedingungen (nachfolgend: 
„AEB“) gelten für alle Geschäftsbeziehungen, die O.E.M. Tec GmbH 
(nachfolgend: „O.E.M. Tec“ oder „Wir/Uns“) und deren Geschäfts-
partner und Lieferanten (nachfolgend: „Verkäufer“). Die AEB gelten 
nur, wenn der Verkäufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen ist. 
 

2. Die AEB gelten insbesondere für Verträge über den Verkauf und/oder 
die Lieferung beweglicher Sachen (nachfolgend: „Ware“), ohne Rück-
sicht darauf, ob der Verkäufer die Ware selbst herstellt oder bei Zulie-
ferern einkauft (§§ 433, 651 BGB). Die AEB gelten in ihrer jeweiligen 
Fassung als Rahmenvereinbarung auch für künftige Verträge über den 
Verkauf und/die Lieferung beweglicher Sachen mit demselben Verkäu-
fer, ohne dass wir in jedem Einzelfall wieder auf sie hinweisen müssten. 
 

3. Diese AEB gelten ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende oder 
ergänzende Allgemeine Geschäftsbedingungen des Verkäufers werden 
nur dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer Geltung aus-
drücklich schriftlich zugestimmt haben. Dieses Zustimmungserfordernis 
gilt in jedem Fall, beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verkäufers dessen Lieferungen 
vorbehaltlos annehmen. 
 

4. Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Verkäufer 
(einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in 
jedem Fall Vorrang vor diesen AEB. Für den Inhalt derartiger Vereinba-
rungen ist ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung 
maßgebend. 
 

5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss 
vom Verkäufer uns gegenüber abzugeben sind (z.B. Fristsetzungen, 
Mahnungen, Erklärung von Rücktritt), bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform. 
 

6. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften haben nur klarstel-
lende Bedeutung. Auch ohne eine derartige Klarstellung gelten daher 
die gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen AEB nicht unmittelbar 
abgeändert oder ausdrücklich ausgeschlossen werden. 

 
II. Vertragsabschluss 
 

1. Unsere Bestellung gilt frühestens mit schriftlicher Abgabe oder Bestäti-
gung als verbindlich. Auf offensichtliche Irrtümer (z.B. Schreib- und Re-
chenfehler) und Unvollständigkeiten der Bestellung einschließlich der 
Bestellunterlagen hat uns der Verkäufer zum Zwecke der Korrektur bzw. 
Vervollständigung vor Annahme hinzuweisen; ansonsten gilt der Ver-
trag als nicht geschlossen. 
 

2. Der Verkäufer ist gehalten, unsere Bestellung innerhalb einer Frist von 
5 Arbeitstagen schriftlich zu bestätigen oder insbesondere durch Ver-
sendung der Ware vorbehaltlos auszuführen (Annahme). 

 
III. Lieferzeit und Lieferverzug 
 

1. Die von uns in der Bestellung angegebene Lieferzeit ist bindend. Maß-
gebend für die Einhaltung des Liefertermins oder der Lieferfrist ist der 
Eingang der Ware bei einem der Standorte der FRANK-Group. Ist nicht 
Lieferung „frei Werk“ (DAP oder DDP gemäß INCOTERMS 2020) verein-
bart, hat der Lieferant die Ware unter Berücksichtigung der mit dem 
Spediteur abzustimmenden Zeit für Verladung und Versand rechtzeitig 
bereit zu stellen. Der Verkäufer ist verpflichtet, uns unverzüglich schrift-
lich in Kenntnis zu setzen, wenn er vereinbarte Lieferzeiten – aus wel-
chen Gründen auch immer – voraussichtlich nicht einhalten kann. 
 

2. Erbringt der Verkäufer seine Leistung nicht oder nicht innerhalb der 
vereinbarten Lieferzeit oder kommt er in Verzug, so bestimmen sich 
unsere Rechte – insbesondere auf Rücktritt und Schadensersatz – nach 

den gesetzlichen Vorschriften. Die Regelungen in Abs. 3 bleiben un-
berührt. 
 

3. Ist der Verkäufer in Verzug, können wir eine Vertragsstrafe i.H.v. 1% 
des Nettopreises pro vollendete Kalenderwoche verlangen, insgesamt 
jedoch nicht mehr als 5% des Nettopreises der verspätet gelieferten 
Ware. Wir sind berechtigt die Vertragsstrafe neben der Erfüllung und 
als Mindestbetrag eines vom Verkäufer nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten geschuldeten Schadensersatzes zu verlangen; die Geltendmachung 
eines weiteren Schadens bleibt unberührt. Nehmen wir die verspätete 
Leistung an, müssen wir die Vertragsstrafe spätestens mit der Schluss-
zahlung geltend machen. 

 
IV. Leistung, Lieferung, Gefahrübergang, Annahmeverzug 
 

1. Der Verkäufer ist ohne unsere vorherige schriftliche Zustimmung nicht 
berechtigt, die von ihm geschuldete Leistung durch Dritte (z.B. Subun-
ternehmer) erbringen zu lassen. Der Verkäufer trägt das Beschaffungs-
risiko für seine Leistungen, es sei denn, es handelt sich um eine Einzel-
anfertigung. 
 

2. Die Lieferung erfolgt „frei Werk“ (DAP oder DDP) an den in der Bestel-
lung angegebenen Ort, gemäß INCOTERMS 2020. Ist der Bestim-
mungsort nicht angegeben und nichts anderes vereinbart, so hat die 
Lieferung an unseren Geschäftssitz in D-06796 Sandersdorf-Brehna zu 
erfolgen. Der jeweilige Bestimmungsort ist auch der Erfüllungsort 
(Bringschuld). 

 
3. Der Lieferung ist ein Lieferschein unter Angabe von Datum (Ausstellung 

und Versand), Inhalt der Lieferung (Artikelnummer und Anzahl) sowie 
unserer Bestellkennung (Datum und Nummer) beizulegen. Fehlt der 
Lieferschein oder ist er unvollständig, so haben wir hieraus resultie-
rende Verzögerungen in der Bearbeitung und Bezahlung nicht zu ver-
treten. Getrennt vom Lieferschein ist uns eine entsprechende Versand-
anzeige mit dem gleichen Inhalt zuzusenden. 
 

4. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte-
rung der Sache geht mit Übergabe am Erfüllungsort auf uns über. So-
weit eine Abnahme vereinbart ist, ist diese für den Gefahrübergang 
maßgebend. Auch im Übrigen gelten bei einer Abnahme die gesetzli-
chen Vorschriften des Werkvertragsrechts entsprechend. Der Übergabe 
bzw. Annahme steht es gleich, wenn wir uns im Annahmeverzug befin-
den. 
 

5. Für den Eintritt unseres Annahmeverzuges gelten die gesetzlichen Vor-
schriften. Der Verkäufer muss uns seine Leistung aber auch dann aus-
drücklich anbieten, wenn für eine Handlung oder Mitwirkung unserer-
seits (z.B. Beistellung von Material) eine bestimmte oder bestimmbare 
Kalenderzeit vereinbart ist. Geraten wir in Annahmeverzug, so kann der 
Verkäufer nach den gesetzlichen Vorschriften Ersatz seiner Mehrauf-
wendungen verlangen (§ 304 BGB). Betrifft der Vertrag eine vom Ver-
käufer herzustellende, unvertretbare Sache (Einzelanfertigung), so ste-
hen dem Verkäufer weitergehende Rechte nur zu, wenn wir uns zur 
Mitwirkung verpflichtet und das Unterbleiben der Mitwirkung zu vertre-
ten haben. 

 
V. Preise und Zahlungsbedingungen 
 

1. Der in der Bestellung angegebene Preis ist bindend. Alle Preise verste-
hen sich einschließlich gesetzlicher Umsatzsteuer, wenn diese nicht ge-
sondert ausgewiesen ist. 
 

2. Sofern im Einzelfall nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt der Preis „frei 
Werk“ (DAP oder DDP gemäß INCOTERMS 2020) und schließt somit alle 
Leistungen und Nebenleistungen des Verkäufers (z.B. Montage, Einbau, 
Aufstellung) sowie alle Nebenkosten (z.B. ordnungsgemäße Verpa-
ckung, Transportkosten einschließlich eventueller Transport- und Haft-
pflicht-versicherung) ein. Verpackungsmaterial hat der Verkäufer auf 
unser Verlangen zurückzunehmen. 
 

3. Der vereinbarte Preis ist innerhalb von 60 Kalendertagen ab vollständi-
ger Lieferung und Leistung (einschließlich einer ggf. vereinbarten Ab-
nahme) sowie Zugang einer ordnungsgemäßen Rechnung zur Zahlung 
fällig. Wenn wir Zahlung innerhalb von 21 Kalendertagen leisten, ge-
währt uns der Verkäufer 3% Skonto auf den Nettobetrag der Rechnung. 
 

4. Wird die Rechnung nicht gleichzeitig am Liefertag erteilt, so beginnt die 
Zahlungsfrist frühestens am Eingangstag der Rechnung. Sollte das 
Rechnungsdatum mehr als 5 Tage vom Eingangstag der Rechnung 
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abweichen, behalten wir uns vor, die Rechnung auf den Eingangstag zu 
valutieren. 
 

5. Wir schulden keine Fälligkeitszinsen. Der Anspruch des Verkäufers auf 
Zahlung von Verzugszinsen bleibt unberührt. Für den Eintritt unseres 
Verzugs gelten die gesetzlichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine 
Mahnung durch den Verkäufer erforderlich. 
 

6. Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte sowie die Einrede des nicht 
erfüllten Vertrages stehen uns in gesetzlichem Umfang zu. Wir sind ins-
besondere berechtigt, fällige Zahlungen zurückzuhalten, solange uns 
noch Ansprüche aus unvollständigen oder mangelhaften Leistungen ge-
gen den Verkäufer zustehen. 
 

7. Der Verkäufer hat ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht nur 
wegen rechtskräftig festgestellter oder unbestrittener Gegenforderun-
gen. 

 
VI. Qualität 
 

1. Der Verkäufer hat für seine Lieferungen und Leistungen die anerkann-
ten Regeln der Technik, die Sicherheitsvorschriften, die vereinbarten 
technischen Daten sowie - in Einzelfällen - die von uns vorgegebenen 
Einkaufsspezifikationen einzuhalten. Änderungen des Liefergegen-
standes bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung unsererse-
its.  

 
VII. Geheimhaltung und Eigentumsvorbehalt 
 

1. An Abbildungen, Plänen, Zeichnungen, Berechnungen, Einkaufsspezi-
fikationen, Ausführungsanweisungen, Produktbeschreibungen und 
sonstigen Unterlagen behalten wir uns Eigentums- und Urheberrechte 
vor. Derartige Unterlagen sind ausschließlich für die vertragliche Leis-
tung zu verwenden und nach Erledigung des Vertrags an uns zurückzu-
geben. Gegenüber Dritten sind die Unterlagen geheim zu halten, und 
zwar auch nach Beendigung des Vertrags. Die Geheimhaltungsver-
pflichtung erlischt erst, wenn und soweit das in den überlassenen Un-
terlagen enthaltene Wissen allgemein bekannt geworden ist. 
 

2. Vorstehende Bestimmung gilt entsprechend für Stoffe und Materialien 
(z.B. Software, Fertig- und Halbfertigprodukte) sowie für Werkzeuge, 
Vorlagen, Muster und sonstige Gegenstände, die wir dem Verkäufer zur 
Herstellung beistellen. Derartige Gegenstände sind – solange sie nicht 
verarbeitet werden – auf Kosten des Verkäufers gesondert zu verwah-
ren und in üblichem Umfang gegen Zerstörung und Verlust zu versi-
chern. 
 

3. Eine Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung von beigestellten Ge-
genständen durch den Verkäufer wird für uns vorgenommen. Bleibt bei 
einer Verarbeitung, Vermischung oder Verbindung mit Sachen Dritter 
deren Eigentumsrecht bestehen, so erwerben wir an der neuen Sache 
Miteigentum im Verhältnis des Wertes unserer beigestellten Sache zu 
den anderen Sachen. 
 

4. Die Übereignung der Ware auf uns erfolgt unbedingt und ohne Rück-
sicht auf die Zahlung des Preises. Ausgeschlossen sind jedenfalls alle 
Formen des erweiterten oder verlängerten Eigentumsvorbehalts, so 
dass ein vom Verkäufer ggf. wirksam erklärter Eigentumsvorbehalt nur 
bis zur Bezahlung der an uns gelieferten Ware und für diese gilt. 

 
Werkzeuge und Modelle 

 
5. Werkzeuge und Modelle zur Herstellung von Teilen nach unseren An-

gaben, die von uns ganz oder teilweise bezahlt werden, gehen mit der 
Anschaffung oder Herstellung durch den Verkäufer in das rechtliche Ei-
gentum des Bestellers über. Sie sind durch den Verkäufer als unser Ei-
gentum kenntlich zu machen. Der Verkäufer verwahrt solche Werk-
zeuge und Modelle unentgeltlich, hält sie auf seine Kosten in Stand und 
versichert sie gegen Feuer, Elementarschäden und Diebstahl. Wir wer-
den solche Werkzeuge und Modelle im Besitz des Verkäufers belassen; 
wir sind jedoch berechtigt, sie jederzeit abzuziehen.  
 

6. Modelle, Werkzeuge und sonstige Fertigungsmittel, die dem Verkäufer 
von uns zur Verfügung gestellt oder nach unseren Angaben hergestellt 
wurden, dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung unserer-
seits für Lieferungen an Dritte verwendet werden. Entsprechendes gilt 
für vertrauliche Angaben des Bestellers gegenüber dem Verkäufer.  

 

VIII. Mangelhafte Lieferung 
 

1. Für unsere Rechte bei Sach- und Rechtsmängeln der Ware (einschließ-
lich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage, man-
gelhafter Montage-, Betriebs- oder Bedienungsanleitung) und bei sons-
tigen Pflicht-verletzungen durch den Verkäufer gelten die gesetzlichen 
Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 
 

2. Nach den gesetzlichen Vorschriften haftet der Verkäufer insbesondere 
dafür, dass die Ware bei Gefahrübergang auf uns die vereinbarte Be-
schaffenheit hat. Als Vereinbarung über die Beschaffenheit gelten je-
denfalls diejenigen Produktbeschreibungen, die – insbesondere durch 
Bezeichnung oder Bezugnahme in unserer Bestellung – Gegenstand des 
jeweiligen Vertrages sind oder in gleicher Weise wie diese AEB in den 
Vertrag einbezogen wurden. Es macht dabei keinen Unterschied, ob die 
Produktbeschreibung von uns, vom Verkäufer oder vom Hersteller 
stammt. 
 

3. Abweichend von § 442 Abs. 1 S2 BGB stehen uns Mängelansprüche 
uneingeschränkt auch dann zu, wenn uns der Mangel bei Vertrags-
schluss infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben ist. 
 

4. Für die kaufmännischen Untersuchungs- und Rügepflicht gelten die ge-
setzlichen Vorschriften (§§ 377, 381 HGB), mit folgender Maßgabe: Un-
sere Untersuchungspflicht beschränkt sich auf Mängel, die bei unserer 
Wareneingangskontrolle unter äußerlicher Begutachtung einschließlich 
der Lieferpapiere sowie bei unserer Qualitätskontrolle im Stichproben-
verfahren offen zu Tage treten (z.B. Transportbeschädigungen, Falsch- 
und Minderlieferung). Soweit eine Abnahme vereinbart ist, besteht 
keine Untersuchungspflicht. Im Übrigen kommt es darauf an, inwieweit 
eine Untersuchung unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls 
nach ordnungsgemäßem Geschäftsgang tunlich ist. Unsere Rügepflicht 
für später entdeckte Mängel bleibt unberührt. 
 

5. Im Falle einer mangelhaften Lieferung sind wir berechtigt eine Bearbei-
tungsgebühr von 150 Euro pro Reklamationsfall zu erheben, ungeachtet 
des Ergebnisses der weiteren Prüfung. Die zum Zwecke der Prüfung 
und Nachbesserung vom Verkäufer aufgewendeten Kosten trägt dieser 
auch dann, wenn sich herausstellt, dass tatsächlich kein Mangel vorlag. 
Unsere Schadensersatzhaftung bei unberechtigtem Mängelbeseiti-
gungsverlangen bleibt unberührt; insoweit haften wir jedoch nur, wenn 
wir erkannt oder grob fahrlässig nicht erkannt haben, dass kein Mangel 
vorlag. 
 

6. Kommt der Verkäufer seiner Verpflichtung zur Nacherfüllung – nach un-
serer Wahl durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch 
Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) – innerhalb einer 
von uns gesetzten, angemessenen Frist nicht nach, so können wir den 
Mangel selbst beseitigen und vom Verkäufer Ersatz der hierfür erfor-
derlichen Aufwendungen bzw. einen entsprechenden Vorschuss verlan-
gen. Ist die Nacherfüllung durch den Verkäufer fehlgeschlagen oder für 
uns unzumutbar (z.B. wegen besonderer Dringlichkeit, Gefährdung der 
Betriebssicherheit oder drohendem Eintritt unverhältnismäßiger Schä-
den) bedarf es keiner Fristsetzung; der Verkäufer ist unverzüglich, nach 
Möglichkeit vorher, zu unterrichten. 
 

7. Im Übrigen sind wir bei einem Sach- oder Rechtsmangel nach den ge-
setzlichen Vorschriften zur Minderung des Kaufpreises oder zum Rück-
tritt vom Vertrag berechtigt. Außerdem haben wir nach den gesetzli-
chen Vorschriften Anspruch auf Schadens- und Aufwendungsersatz. 

 
IX. Lieferantenregress 
 

1. Unsere gesetzlich bestimmten Regressansprüche innerhalb einer Liefer-
kette (Lieferantenregress gemäß §§ 478, 479 BGB) stehen uns neben 
den Mängelansprüchen uneingeschränkt zu. Wir sind insbesondere be-
rechtigt, genau die Art der Nacherfüllung (Nachbesserung oder Ersatz-
lieferung) vom Verkäufer zu verlangen, die wir unserem Abnehmer im 
Einzelfall schulden. Unser gesetzliches Wahlrecht (§ 439 Abs. 1 BGB) 
wird hierdurch nicht eingeschränkt. 
 

2. Bevor wir einen von unserem Abnehmer geltend gemachten Mangelan-
spruch (einschließlich Aufwendungsersatz gemäß §§ 478 Abs. 3, 439 
Abs. 2 BGB) anerkennen oder erfüllen, werden wir den Verkäufer be-
nachrichtigen und unter kurzer Darlegung des Sachverhalts um schrift-
liche Stellungnahme bitten. Erfolgt die Stellungnahme nicht innerhalb 
angemessener Frist und wird auch keine einvernehmliche Lösung her-
beigeführt, so gilt der von uns tatsächlich gewährte Mangelanspruch als 
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unserem Abnehmer geschuldet; dem Verkäufer obliegt in diesem Fall 
der Gegenbeweis. 
 

3. Unsere Ansprüche aus Lieferantenregress gelten auch dann, wenn die 
Ware vor ihrer Veräußerung an einen Verbraucher durch uns oder einen 
unserer Abnehmer, z.B. durch Einbau in ein anderes Produkt, weiter-
verarbeitet wurde. 

 
X. Produzentenhaftung 
 

1. Ist der Verkäufer für einen Produktschaden verantwortlich, hat er uns 
insoweit von Ansprüchen Dritter freizustellen, als die Ursache in seinem 
Herrschafts- und Organisationsbereich gesetzt ist und er im Außenver-
hältnis selbst haftet. 
 

2. Im Rahmen seiner Freistellungsverpflichtung hat der Verkäufer Aufwen-
dungen gem. §§ 683, 670 BGB zu erstatten, die sich aus oder im Zu-
sammenhang mit einer Inanspruchnahme Dritter einschließlich von uns 
durchgeführter Rückrufaktionen ergeben. Über Inhalt und Umfang von 
Rückrufmaßnahmen werden wir den Verkäufer – soweit möglich und 
zumutbar – unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme ge-
ben. Weitergehende gesetzliche Ansprüche bleiben unberührt. 
 

3. Der Verkäufer hat eine Produkthaftpflichtversicherung in angemessener 
Höhe, aber mindestens in Höhe von 10 Millionen EURO pro Personen-
/Sachschaden abzuschließen und zu unterhalten. Auf unser Verlangen 
ist der Versicherungsschutz nachzuweisen. 

 
XI. Verjährung 
 

1. Die wechselseitigen Ansprüche der Vertragsparteien verjähren nach 
den gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist. 
 

2. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjäh-
rungsfrist für Mängelansprüche 3 Jahre ab Gefahrübergang. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme.  Die 
3-jährige Verjährungsfrist gilt entsprechend auch für Ansprüche aus 
Rechtsmängeln, wobei die gesetzliche Verjährungsfrist für dingliche 
Herausgabeansprüche Dritter (§ 438 Abs. 1 Nr. 1 BGB) unberührt bleibt; 
Ansprüche aus Rechtsmängeln verjähren darüber hinaus in keinem Fall, 
solange der Dritte das Recht – insbesondere mangels Verjährung – 
noch gegen uns geltend machen kann. 
 

3. Die Verjährungsfristen des Kaufrechts einschließlich vorstehender Ver-
längerung gelten – im gesetzlichen Umfang – für alle vertraglichen Män-
gelansprüche. Soweit uns wegen eines Mangels auch außervertragliche 
Schadensersatzansprüche zustehen, gilt hierfür die regelmäßige gesetz-
liche Verjährung (§§ 195, 199 BGB), wenn nicht die Anwendung der 
Verjährungsfristen des Kaufrechts im Einzelfall zu einer längeren Ver-
jährungsfrist führt. 

 
XII. Einhaltung von Sicherheitsstandards und sonstiger gesetzli-
cher Vorschriften, Compliance 
 

1. Der Verkäufer verpflichtet sich zur Einhaltung gesetzlich vorgegebener 
Sicherheitsstandards, um die Sicherheit in der Liefer- und Herstellungs-
kette zu gewährleisten.  
 

2. Der Verkäufer verpflichtet sich insbesondere im eigenen Betrieb alle 
steuer- und zollrechtlichen Pflichten sicher und zuverlässig zu erfüllen 
sowie Auflagen, Beschränkungen und Verbote im Außenwirtschaftsver-
kehr zu beachten. Der Verkäufer gewährleistet, dass er vor der Liefe-
rung alle für ihn maßgeblichen Ausfuhrvorschriften beachtet hat und 
dass weder Ausfuhrverbote noch Ausfuhrgenehmigungspflichten miss-
achtet wurden. Der Verkäufer verpflichtet sich dazu, uns alle zur Be-
achtung von Export- und Reexport-Vorschriften maßgeblichen Informa-
tionen und Auskünfte, auch über Zusammensetzung und Herkunft der 
von ihm gelieferten Waren rechtzeitig kostenlos zur Verfügung zu stel-
len und eine Erfassung seiner Güter in den Güterlisten der EU, Deutsch-
lands oder der USA bekannt zu geben. 
 

3. Der Verkäufer ist verpflichtet, den von ihm für die Durchführung der 
beauftragten Leistungen eingesetzten Arbeitnehmern mindestens den 
Mindestlohn gemäß dem Mindestlohngesetz zu zahlen. Wir können je-
derzeit während der Dauer der beauftragten Werk- oder Dienstleistun-
gen vom Verkäufer den schriftlichen Nachweis der Zahlung des Min-
destlohns verlangen; in diesem Fall ist der Verkäufer verpflichtet, uns 
unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von drei Werktagen ab dem 
Zugang des Verlangens, den schriftlichen Nachweis zu übermitteln. Der 

Verkäufer stellt uns von sämtlichen Ansprüchen frei, die im Falle eines 
Verstoßes des Verkäufers oder dessen Unterauftragnehmer gegen die 
Vorschriften des Mindestlohngesetzes geltend gemacht werden. Unge-
achtet sonstiger Kündigungs- und Rücktrittsrechte sind wir berechtigt, 
mit sofortiger Wirkung vom Vertrag zurückzutreten oder den Vertrag zu 
kündigen, wenn der Verkäufer und/oder seine Unterauftragnehmer 
schuldhaft gegen die vorstehenden Bestimmungen bzw. gegen das Min-
destlohngesetz verstoßen. Der Verkäufer ist verpflichtet, uns den in-
folge des Rücktritts oder der Kündigung entstandenen Schaden zu er-
setzen. Ansprüche des Verkäufers wegen Nichterfüllung sind ausge-
schlossen. Im Übrigen richten sich die Folgen des Rücktritts und der 
Kündigung nach den gesetzlichen Bestimmungen. 
 

4. Der Verkäufer wird die jeweiligen gesetzlichen Regelungen zum Um-
gang mit Mitarbeitern, Umweltschutz und Arbeitssicherheit einhalten 
und daran arbeiten, bei seinen Tätigkeiten nachteiligen Auswirkungen 
auf Mensch und Umwelt zu verringern. Weiter wird der Lieferant die 
Anforderungen aus dem „FRANK Original - Verhaltenskodex für Ge-
schäftspartner“ (abzurufen unter www.frank-original.com – Rubrik 
Downloads / „Geschäftsbedingungen“) und die Grundsätze der Global 
Compact Initiative der UN beachten, die im Wesentlichen den Schutz 
der internationalen Menschenrechte, die Abschaffung von Zwangs- und 
Kinderarbeit, die Beseitigung von Diskriminierung bei Einstellung und 
Beschäftigung, sowie die Verantwortung für die Umwelt betreffen 
(www.unglobalcompact.org).   

 
XIII. Rechtswahl und Gerichtsstand 

 

1. Für diese AEB und alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Ver-
käufer gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 
aller internationalen und supranationalen (Vertrags-) Rechtsordnungen, 
insbesondere des UN-Kaufrechts. Voraussetzungen und Wirkungen des 
Eigentumsvorbehalts unterliegen dem Recht am jeweiligen Lageort der 
Sache, soweit danach die getroffene Rechtswahl zugunsten des deut-
schen Rechts unzulässig oder unwirksam ist. 
 

2. Ist der Verkäufer Kaufmann i.S.d. Handelsgesetzbuchs, juristische Per-
son des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtliches Sonderver-
mögen, ist ausschließlicher - auch internationaler - Gerichtsstand für 
alle, sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten, das 
Amtsgericht Marburg. Es besteht zudem die Berechtigung, die Klage, in 
Abhängigkeit von Art und Umfang der Streitigkeit, am Erfüllungsort der 
Lieferverpflichtung oder am internationalen Gerichtshof Brüssel, zu er-
heben. 

 

Warenannahmezeiten: 
Montag bis Donnerstag:  – 7:00 bis 14:00 Uhr 
Freitag:   – 7:00 bis 10:30 Uhr 


